
 
 
 
 

 

 

 

 

 

  

 

 

  

 

Bankhaus Rautenschlein AG 
Schöningen 
 
Jahresabschluss zum 31. Dezember 2023 und 
Lagebericht für das Geschäftsjahr 2023 



 
 
 
 
 
 
 

 1 

BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 

An die Bankhaus Rautenschlein AG, Schöningen 

VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRESABSCHLUSSES UND DES LAGEBE-
RICHTS 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der Bankhaus Rautenschlein AG, Schöningen,  beste-
hend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2023 und der Gewinn- und Verlustrechnung für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis 31. Dezember 2023 sowie dem Anhang, ein-
schließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden  geprüft. Dar-
über hinaus haben wir den Lagebericht der Bankhaus Rautenschlein AG, Schöningen, 
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 geprüft.  

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den 
deutschen, für Institute geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanz-
lage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2023 sowie ihrer Ertragslage für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 und  

 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
der Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Ein-
klang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschrif-
ten und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen 
Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des La-
geberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstim-
mung mit § 317 HGB und der EU-Abschlussprüferverordnung (Nr. 537/2014; im Folgen-

-
stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Un-
sere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 
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g des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 

dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den europarechtlichen sowie 
den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere 
sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen er-
füllt. Darüber hinaus erklären wir gemäß Art. 10 Abs. 2 Buchst. f) EU-APrVO, dass wir 
keine verbotenen Nichtprüfungsleistungen nach Art. 5 Abs. 1 EU-APrVO erbracht haben. 
Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht zu dienen. 

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte in der Prüfung des Jahresabschlusses 

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte sind solche Sachverhalte, die nach unserem 
pflichtgemäßen Ermessen am bedeutsamsten in unserer Prüfung des Jahresabschlus-
ses für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis 31. Dezember 2023 waren. Diese 
Sachverhalte wurden im Zusammenhang mit unserer Prüfung des Jahresabschlusses 
als Ganzem und bei der Bildung unseres Prüfungsurteils hierzu berücksichtigt; wir geben 
kein gesondertes Prüfungsurteil zu diesen Sachverhalten ab.  

Aus unserer Sicht war folgender Sachverhalt am bedeutsamsten in unserer Prüfung: 

Kreditgeschäft: Bewertung der Forderungen an Kunden 

Unsere Darstellung dieses besonders wichtigen Prüfungssachverhalts haben wir wie 
folgt strukturiert: 

1.) Sachverhalt und Problemstellung 

2.) Prüferisches Vorgehen und Erkenntnisse 

3.) Verweis auf weitergehende Informationen 
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1.) 

Die Bankhaus Rautenschlein AG gewährt Kredite an Unternehmen, die vornehmlich im 
Bereich Landwirtschaft in Deutschland tätig sind. Die Forderungen an Kunden sind mit 
EUR 184,5 Mio. (Vj. EUR 162,7 Mio.) der größte Bilanzposten der Bank. Die Kredit-
vergabe erfolgt nach genauer Analyse der materiellen Kreditwürdigkeit des Kreditneh-
mers. Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden zu den Forderungen an Kunden se-
hen eine Bewertung zum Nominalwert und eine Berücksichtigung der Risiken durch Ab-
schreibungen und Wertberichtigungen vor. Es werden hierzu zusammengefasst drei Ri-
sikoklassen gebildet. Für ausfallgefährdete Kredite werden entsprechend dem De-
ckungswert der Sicherheiten Einzelwertberichtigungen gebildet. Der Deckungswert der 
Sicherheiten wird nach einem von der Bank festgelegten Bewertungsverfahren gebildet. 
Bei den Verfahren zur Bewertung der Sicherheiten bestehen im Hinblick auf die zugrun-
deliegenden Sachverhalte und Bewertungsparameter Ermessenspielräume. Zusammen 
mit der Höhe dieses Bilanzpostens können sich aus den Einzelwertberichtigungen we-
sentliche Auswirkungen auf die Vermögens- und Ertragslage der Bank ergeben, so dass 
es sich um einen besonders wichtigen Prüfungssachverhalt handelt. 

2.) 

Bei unserer Prüfung der Werthaltigkeit der Kundenforderungen haben wir insbesondere 
folgende Prüfungshandlungen vorgenommen:  

 Analyse der Entwicklung des Kreditportfolios und der adressenausfallbezogenen 
Risiken des Kreditportfolios, 

 Beurteilung der für die Ermittlung von Einzelwertberichtigungen im Kreditgeschäft 
relevanten Methoden und Organisationsanweisungen,   

 Beurteilung des Aufbaus und der Wirksamkeit des internen Kontrollsystems in Be-
zug auf die Ermittlung von Einzelwertberichtigungen im Kreditgeschäft, einschließ-
lich der relevanten IT-Systeme, anhand der entsprechenden schriftlich fixierten 
Ordnung, Befragungen und Einsicht in die Kontrolldokumentation,  

 Prüfung der Werthaltigkeit von Kreditengagements anhand einer nach risikoorien-
tierten Kriterien bewusst getroffenen Auswahl aus der Grundgesamtheit der Kun-
denforderungen sowie  

 Abstimmung der gebildeten Einzelwertberichtigungen mit den im Rechnungsle-
gungssystem erfassten Informationen. 
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Die von der Geschäftsleitung gebildeten Einzelwertberichtigungen sind nachvollziehbar 
und liegen im Rahmen unserer Erwartungen. 

3.)  

Die Angaben der Gesellschaft zur Bewertung der Forderungen sind im Anhang unter 
dem Abschnitt B. Erläuterungen zu den Bilanzierungs-, Bewertungs- und Umrechnungs-
methoden sowie im Lagebericht unter dem Abschnitt C. Risiko- und Chancenbericht  
Adressenausfallrisiko bzw. Kreditrisiko enthalten. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahres-
abschluss und für den Lagebericht 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlus-
ses, der den deutschen, für Institute geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen 
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beach-
tung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Ge-
sellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen 
Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßi-
ger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresab-
schlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund 
von dolosen Handlungen (d.h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermögens-
schädigungen) oder Irrtümern ist.  

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verant-
wortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 
beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang 
mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber 
hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrund-
satzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tat-
sächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lagebe-
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie 
in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deut-
schen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, 
um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden 
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deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozes-
ses der Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresab-
schluss als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen 
Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 
erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhal-
tet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass 
eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB und der EU-APrVO unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets 
aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resul-
tieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden 
könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlus-
ses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten be-
einflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kriti-
sche Grundhaltung. Darüber hinaus  

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im 
Jahresabschluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irr-
tümern, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken 
durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um 
als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen 
Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt 
werden, ist höher als das Risiko, dass aus Irrtümern resultierende wesentliche fal-
sche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, da dolose Handlungen kollusives 
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Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende 
Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses re-
levanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts rele-
vanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die 
unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein 
Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben. 

 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewand-
ten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzli-
chen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden 
Angaben.  

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzli-
chen Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnach-
weise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder 
Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft 
zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem 
Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, 
im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und 
im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen 
sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schluss-
folgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks 
erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können 
jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr 
fortführen kann. 

 beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Be-
achtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Gesellschaft vermittelt.  

 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Ge-
setzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesell-
schaft. 
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 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestell-
ten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender 
geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zu-
kunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten 
bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zu-
kunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungs-
urteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden An-
nahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, 
dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abwei-
chen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplan-
ten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, 
einschließlich etwaiger bedeutsamer Mängel im internen Kontrollsystem, die wir wäh-
rend unserer Prüfung feststellen. 

Wir geben gegenüber den für die Überwachung Verantwortlichen eine Erklärung ab, 
dass wir die relevanten Unabhängigkeitsanforderungen eingehalten haben, und erörtern 
mit ihnen alle Beziehungen und sonstigen Sachverhalte, von denen vernünftigerweise 
angenommen werden kann, dass sie sich auf unsere Unabhängigkeit auswirken, und 
die hierzu getroffenen Schutzmaßnahmen.  

Wir bestimmen von den Sachverhalten, die wir mit den für die Überwachung Verantwort-
lichen erörtert haben, diejenigen Sachverhalte, die in der Prüfung des Jahresabschlus-
ses für den aktuellen Berichtszeitraum am bedeutsamsten waren und daher die beson-
ders wichtigen Prüfungssachverhalte sind. Wir beschreiben diese Sachverhalte im Be-
stätigungsvermerk, es sei denn, Gesetze oder andere Rechtsvorschriften schließen die 
öffentliche Angabe des Sachverhalts aus. 

SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE RECHTLICHE ANFORDERUNGEN 

Übrige Angaben gemäß Artikel 10 EU APrVO 
Wir wurden von der Hauptversammlung am 23. März 2023 als Abschlussprüfer gewählt 
und vom Aufsichtsrat beauftragt. Wir sind ununterbrochen seit dem Geschäftsjahr 2018 
als Abschlussprüfer der Bankhaus Rautenschlein AG, Schöningen, tätig.  

  



8

Wir erklären, dass die in diesem Bestätigungsvermerk enthaltenen Prüfungsurteile mit 
dem zusätzlichen Bericht an den Aufsichtsrat nach Artikel 11 EU-APrVO (Prüfungsbe-
richt) in Einklang stehen.

Nürnberg, 14. März 2024

Baker Tilly GmbH & Co. KG
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Ginzinger Melchior-Becker
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer



Aktivseite 1. Jahresbilanz zum 31.12.2023
Geschäftsjahr Vorjahr

EUR EUR EUR EUR TEUR
1. Barreserve

a) Kassenbestand 0,00 0
b) Guthaben bei Zentralnotenbanken 5.631,95 17.017

darunter: bei der Deutschen
Bundesbank 5.631,95 ( 17.017)

c) Guthaben bei Postgiroämtern 0,00 5.631,95 0
2. Schuldtitel öffentlicher Stellen und Wechsel, die zur Refinanzierung

bei Zentralnotenbanken zugelassen sind
a) Schatzwechsel und unverzinsliche Schatzanweisungen

sowie ähnliche Schuldtitel öffentlicher Stellen 0,00 0
darunter: bei der Deutschen Bundesbank
refinanzierbar 0,00 ( 0)

b) Wechsel 0,00 0,00 0
3. Forderungen an Kreditinstitute

a) täglich fällig 35.663.393,06 11.707
b) andere Forderungen 9.546.444,44 45.209.837,50 21.552

4. Forderungen an Kunden 184.521.771,38 162.685
darunter:
durch Grundpfandrechte
gesichert 131.895.272,66 ( 119.134)
Kommunalkredite 0,00 ( 0)

5. Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere
a) Geldmarktpapiere

aa) von öffentlichen Emittenten 0,00 0
darunter: beleihbar bei der Deutschen
Bundesbank 0,00 ( 0)
ab) von anderen Emittenten 0,00 0,00 0
darunter: beleihbar bei der Deutschen
Bundesbank 0,00 ( 0)

b) Anleihen und Schuldverschreibungen
ba) von öffentlichen Emittenten 4.492.180,96 4.492
darunter: beleihbar bei der Deutschen
Bundesbank 4.491.950,00 ( 4.492)
bb) von anderen Emittenten 1.982.475,34 6.474.656,30 1.982
darunter: beleihbar bei der Deutschen
Bundesbank 1.979.500,00 ( 1.980)

c) eigene Schuldverschreibungen 0,00 6.474.656,30 0
Nennbetrag 0,00 ( 0)

6. Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere 0,00 0
6a. Handelsbestand 0,00 0
7. Beteiligungen 0,00 0

darunter:
an Kreditinstituten 0,00 ( 0)
an Finanzdienst-
leistungsinstituten 0,00 ( 0)
an Wertpapierinstituten 0,00 ( 0)

8. Anteile an verbundenen Unternehmen 25.353,76 315
darunter:
an Kreditinstituten 0,00 ( 0)
an Finanzdienst-
leistungsinstituten 0,00 ( 0)
an Wertpapierinstituten 0,00 ( 0)

9. Treuhandvermögen 0,00 0
darunter: Treuhandkredite 0,00 ( 0)

10. Ausgleichsforderungen gegen die öffentliche Hand
einschließlich Schuldverschreibungen aus deren Umtausch 0,00 0

11. Immaterielle Anlagewerte
a) Selbst geschaffene gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte

und Werte 0,00 0
b) entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und

ähnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten und
Werten 5,00 0

c) Geschäfts- oder Firmenwert 0,00 0
d) geleistete Anzahlungen 0,00 5,00 0

12. Sachanlagen 1.278.352,41 1.318
13. Eingefordertes, noch nicht eingezahltes Kapital 0,00 0
14. Sonstige Vermögensgegenstände 282.180,57 363

Summe der Aktiva 237.797.788,87 221.432



Passivseite
Geschäftsjahr Vorjahr

EUR EUR EUR EUR TEUR
1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten

a) täglich fällig 1.088.842,24 0
b) mit vereinbarter Laufzeit oder Kündigungsfrist 83.546.953,54 84.635.795,78 71.560

2. Verbindlichkeiten gegenüber Kunden
a) Spareinlagen

aa) mit vereinbarter Kündigungsfrist
von drei Monaten 221.381,67 254

ab) mit vereinbarter Kündigungsfrist
von mehr als drei Monaten 0,00 221.381,67 0

b) andere Verbindlichkeiten
ba) täglich fällig 41.639.331,00 19.577
bb) mit vereinbarter Laufzeit

oder Kündigungsfrist 85.859.538,91 127.498.869,91 127.720.251,58 105.744
3. Verbriefte Verbindlichkeiten

a) begebene Schuldverschreibungen 0,00 0
b) andere verbriefte Verbindlichkeiten 0,00 0,00 0

darunter:
Geldmarktpapiere 0,00 ( 0)
eigene Akzepte und
Solawechsel im Umlauf 0,00 ( 0)

3a. Handelsbestand 0,00 0
4. Treuhandverbindlichkeiten 0,00 0

darunter: Treuhandkredite 0,00 ( 0)
5. Sonstige Verbindlichkeiten 535.163,98 589
6. Rechnungsabgrenzungsposten 2.160,81 3

6a. Passive latente Steuern 0,00 0
7. Rückstellungen

a) Rückstellungen für Pensionen u. ähnliche Verpflichtungen 358.578,00 374
b) Steuerrückstellungen 84.577,69 99
c) andere Rückstellungen 585.481,18 1.028.636,87 483

8. [gestrichen] 0,00 0
9. Nachrangige Verbindlichkeiten 4.118.239,58 4.318

10. Genussrechtskapital 0,00 0
darunter: vor Ablauf von
zwei Jahren fällig 0,00 ( 0)

11. Fonds für allgemeine Bankrisiken 3.367.000,00 3.367
darunter: Sonderposten
nach § 340e Abs. 4 HGB 0,00 ( 0)

12. Eigenkapital
a) Eingefordertes Kapital

Gezeichnetes Kapital 7.760.000,00 7.760
abzüglich nicht eingeforderter
ausstehender Einlagen 0,00 7.760.000,00 0

b) Kapitalrücklage 1.443.200,00 1.443
c) Gewinnrücklagen

ca) gesetzliche Rücklage 8.966,70 9
cb) Rücklage für Anteile an einem

herrschenden oder mehrheitlich beteiligten
Unternehmen 0,00 0

cd) andere Gewinnrücklagen 5.500.000,00 5.508.966,70 4.500
d) Bilanzgewinn 1.678.373,57 16.390.540,27 1.352

Summe der Passiva 237.797.788,87 221.432

1. Eventualverbindlichkeiten
a) Eventualverbindlichkeiten aus weiter-

gegebenen abgerechneten Wechseln 0,00 0
b) Verbindlichkeiten aus Bürgschaften und

Gewährleistungsverträgen 718.862,09 726
c) Haftung aus der Bestellung von Sicherheiten

für fremde Verbindlichkeiten 0,00 718.862,09 0

2. Andere Verpflichtungen
a) Rücknahmeverpflichtungen aus

unechten Pensionsgeschäften 0,00 0
b) Platzierungs- u. Übernahmeverpflichtungen 0,00 0
c) Unwiderrufliche Kreditzusagen 11.456.534,06 11.456.534,06 17.665

darunter: Lieferverpflichtungen
aus zinsbezogenen
Termingeschäften 0,00 ( 0)



2. Gewinn- und Verlustrechnung
für die Zeit vom 01.01.2023 bis 31.12.2023

Geschäftsjahr Vorjahr
EUR EUR EUR EUR TEUR

1. Zinserträge aus
a) Kredit- und Geldmarktgeschäften 8.973.469,19 5.745
b) festverzinslichen Wertpapieren und

Schuldbuchforderungen 6.800,00 8.980.269,19 7
darunter: in a) und b)
angefallene negative Zinsen 0,00 ( 55)

2. Zinsaufwendungen 3.287.211,53 5.693.057,66 1.017
darunter: erhaltene
negative Zinsen 13.541,13 ( 8)

3. Laufende Erträge aus
a) Aktien und anderen nicht festverzinslichen Wertpapieren 0,00 0
b) Beteiligungen 50,00 0
c) Anteilen an verbundenen Unternehmen 0,00 50,00 0

4. Erträge aus Gewinngemeinschaften, Gewinnabführungs-
oder Teilgewinnabführungsverträgen 0,00 0

5. Provisionserträge 311.731,05 265
6. Provisionsaufwendungen 223.545,02 88.186,03 172
7. Nettoertrag/-aufwand des Handelsbestands 0,00 0
8. Sonstige betriebliche Erträge 131.657,18 82
9. [gestrichen] 0,00 0

10. Allgemeine Verwaltungsaufwendungen
a) Personalaufwand

aa) Löhne und Gehälter 1.762.867,64 1.596
ab) Soziale Abgaben und Aufwendungen für

Altersversorgung und für Unterstützung 308.611,39 2.071.479,03 255
darunter: für
Altersversorgung 24.747,30 ( 19)

b) andere Verwaltungsaufwendungen 1.154.957,51 3.226.436,54 981
11. Abschreibungen und Wertberichtigungen auf

immaterielle Anlagewerte und Sachanlagen 130.901,39 129
12. Sonstige betriebliche Aufwendungen 13.193,81 14
13. Abschreibungen und Wertberichtigungen auf Forderungen und

bestimmte Wertpapiere sowie Zuführungen
zu Rückstellungen im Kreditgeschäft 136.054,10 44

14. Erträge aus Zuschreibungen zu Forderungen und bestimmten
Wertpapieren sowie aus der Auflösung
von Rückstellungen im Kreditgeschäft 29.149,46 -106.904,64 49

15. Abschreibungen und Wertberichtigungen auf Beteiligungen,
Anteile an verbundenen Unternehmen und wie
Anlagevermögen behandelte Wertpapiere 0,00 0

16. Erträge aus Zuschreibungen zu Beteiligungen, Anteilen an
verbundenen Unternehmen und wie Anlagevermögen
behandelten Wertpapieren 0,00 0,00 0

17. Aufwendungen aus Verlustübernahme 0,00 0
18. [gestrichen] 0,00 0
19. Ergebnis der normalen Geschäftstätigkeit 2.435.514,49 1.940
20. Außerordentliche Erträge 0,00 0
21. Außerordentliche Aufwendungen 0,00 0
22. Außerordentliches Ergebnis 0,00 ( 0)
23. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 792.607,95 628

darunter: latente Steuern 0,00 ( 0)
24. Sonstige Steuern, soweit nicht unter Posten 12 ausgewiesen 5.660,38 798.268,33 3
27. Jahresüberschuss 1.637.246,16 1.308
28. Gewinnvortrag aus dem Vorjahr 41.127,41 43

1.678.373,57 1.351
30. Entnahmen aus Gewinnrücklagen

a) aus der gesetzlichen Rücklage 0,00 0
b) aus der Rücklage für Anteile an einem herrschenden oder

mehrheitlich beteiligten Unternehmen
c) aus satzungsmäßigen Rücklagen
d) aus anderen Gewinnrücklagen

0,00
0,00
0,00 0,00

0
0
0

1.678.373,57 1.351
32. Einstellungen in Gewinnrücklagen

a) in die gesetzliche Rücklage 0,00 0
b) in die Rücklage für Anteile an einem herrschenden oder mehrheitlich

beteiligten Unternehmen
c) in satzungsmäßige Rücklagen
d) in andere Gewinnrücklagen

0,00
0,00
0,00 0,00

0
0
0

34. Bilanzgewinn 1.678.373,57 1.352



3. Anhang

A. Allgemeine Angaben

Die Bankhaus Rautenschlein AG mit Sitz in Schöningen ist beim Amtsgericht Braunschweig unter der 

Handelsregisternummer HRB 206854 eingetragen.  

Der Jahresabschluss der Bankhaus Rautenschlein AG wurde nach den Vorschriften des 

Handelsgesetzbuches (HGB) und der Verordnung über die Rechnungslegung der Kreditinstitute, 

Finanzdienstleistungsinstitute (RechKredV) aufgestellt. 

In der Gliederung der Bilanz sowie der Gewinn- und Verlustrechnung ergeben sich keine 

Veränderungen gegenüber dem Vorjahr.

B. Erläuterungen zu den Bilanzierungs-, Bewertungs- und Umrechnungsmethoden

Die Bewertung der Vermögensgegenstände und Schulden entspricht den allgemeinen 

Bewertungsvorschriften der §§ 252 ff. HGB unter Berücksichtigung der für Kreditinstitute geltenden 

Sonderregelungen (§§ 340 ff. HGB).

Barreserve
Die auf EUR lautende Barreserve wurde mit dem Nennwert angesetzt.

Forderungen an Kreditinstitute und an Kunden
Forderungen an Kreditinstitute und an Kunden wurden mit dem Nennwert angesetzt, wobei der 

Unterschiedsbetrag zwischen dem höheren Nennwert und dem Auszahlungsbetrag - sofern 

Zinscharakter vorliegt - in den passiven Rechnungsabgrenzungsposten abgegrenzt wurde. Dieser 

Unterschiedsbetrag wird zeitanteilig aufgelöst.

Anteilige Zinsen, deren Fälligkeit nach dem Bilanzstichtag liegt, die aber am Bilanzstichtag bereits den 

Charakter von bankgeschäftlichen Forderungen oder Verbindlichkeiten haben, sind dem zugehörigen 

Aktiv- oder Passivposten der Bilanz zugeordnet.

Die bei den Forderungen an Kunden erkennbaren Bonitätsrisiken sind durch Bildung von 

Einzelwertberichtigungen unter Berücksichtigung der zu erwartenden Cash-Flows aus der Sicherheiten 

Verwertung abgedeckt.



Den latenten Risiken im Kreditgeschäft wurde durch die Bildung von Pauschalwertberichtigungen 

gemäß IDW RS BFA 7 Rechnung getragen. Die Ermittlung der Pauschalwertberichtigung erfolgt zum 

31. Dezember 2023 auf Basis eines erwarteten Verlustes über einen Betrachtungszeitraum von zwölf 

Monaten ohne Anrechnung von Bonitätsprämien. Die Berechnung des erwarteten Verlusts erfolgt unter 

Berücksichtigung der Ausfallwahrscheinlichkeit, der Verlustquote und des aktuellen Blankovolumens für 

alle unter den Bilanzpositionen Forderungen an Kreditinstitute und Forderungen an Kunden 

ausgewiesenen Geschäften sowie für unter der Bilanz auszuweisende Eventualverpflichtungen und 

anderen Verpflichtungen (einschließlich unwiderruflicher Kreditzusagen).

Zusätzlich bestehen zur Sicherung gegen die besonderen Risiken des Geschäftszweigs 

Vorsorgereserven gemäß § 340f HGB und ein Sonderposten für allgemeine Bankrisiken gemäß § 340g 

HGB.

Wertpapiere
Wertpapiere des Anlagebestandes (Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere) 

sind zum gemilderten Niederstwertprinzip bewertet.

Verlustfreie Bewertung der zinsbezogenen Geschäfte des Bankbuchs
Die zinsbezogenen Finanzinstrumente des Bankbuchs werden im Rahmen einer Gesamtbetrachtung 

aller Geschäfte nach Maßgabe von IDW RS BFA 3 n. F. verlustfrei bewertet. Hierzu werden die 

zinsinduzierten Barwerte den Buchwerten gegenübergestellt. Der sich daraus ergebende positive 

Differenzbetrag wird anschließend um den Barwert der direkt aus den Zinsprodukten des Bankbuchs 

resultierenden Gebühren- und Provisionserträge erhöht und um den Risikokostenbarwert und den 

Bestandsverwaltungskostenbarwert vermindert. Für einen danach eventuell verbleibenden 

Verlustüberhang wird eine Drohverlustrückstellung gebildet, die unter den anderen Rückstellungen 

ausgewiesen wird. 

Nach dem Ergebnis der Berechnungen zum 31. Dezember 2023 war keine Rückstellung zu bilden.

Anteile an verbundenen Unternehmen
Die Anteile an verbundenen Unternehmen wurden zu fortgeführten Anschaffungskosten bilanziert.

Immaterielle Anlagewerte und Sachanlagen
Die entgeltlich erworbenen immateriellen Vermögensgegenstände und die Sachanlagen wurden zu den 

Anschaffungskosten und, soweit abnutzbar, unter Berücksichtigung planmäßiger Abschreibungen 

bewertet. Die Abschreibungen wurden über die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer, die sich 

grundsätzlich an den von der Finanzverwaltung veröffentlichten Abschreibungstabellen orientiert, linear 

vorgenommen.



Die angeschafften geringwertigen Wirtschaftsgüter mit einem Netto-Einzelwert bis zu EUR 250 wurden 

in voller Höhe als andere Verwaltungsaufwendungen erfasst. Sie wurden in voller Höhe abgeschrieben, 

sofern die Anschaffungs- und Herstellungskosten, vermindert um einen darin enthaltenen 

Vorsteuerbetrag, für das einzelne Wirtschaftsgut über EUR 250, aber nicht über EUR 800 lagen. 

Sonstige Vermögensgegenstände
Die Bewertung der sonstigen Vermögensgegenstände erfolgte nach dem strengen Niederstwertprinzip.

Aktive latente Steuern
Bei einer Gesamtdifferenzbetrachtung errechnet sich ein aktiver Überhang von latenten Steuern, der in 

Ausübung des Wahlrechts nach § 274 Abs. 1 Satz 2 HGB nicht angesetzt wurde.

Der Aktivüberhang beruht im Wesentlichen auf Pensions- und andere langfristigen Rückstellungen.

Der Berechnung der Steuerlatenzen wurde ein Steuersatz von 31,58% zugrunde gelegt. 

Verbindlichkeiten
Die Passivierung der Verbindlichkeiten erfolgte zu dem jeweiligen Erfüllungsbetrag. 

Passiver Rechnungsabgrenzungsposten
Im passiven Rechnungsabgrenzungsposten sind im Wesentlichen Disagiobeträge enthalten, die bei 

Ausreichung von Forderungen in Abzug gebracht wurden. Die Unterschiedsbeträge werden planmäßig 

auf die Laufzeit der Forderungen verteilt. 

Rückstellungen
Die Rückstellungen wurden in Höhe des Erfüllungsbetrages gebildet, der nach vernünftiger 

kaufmännischer Beurteilung notwendig ist. Sie berücksichtigen alle erkennbaren Risiken und 

ungewissen Verpflichtungen. Rückstellungen mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr wurden 

gemäß § 253 Abs. 2 HGB mit dem Rechnungszins der Rückstellungsabzinsungsverordnung 

(RückAbzinsV) abgezinst.

Den Pensionsrückstellungen liegen versicherungsmathematische Berechnungen auf Basis der 

"Heubeck-Richttafeln 2018 G" zugrunde. Laufende Rentenverpflichtungen gegenüber 

ausgeschiedenen Mitarbeitern sind mit dem Barwert bilanziert.

Für die Pensionsrückstellung wurde ein Rententrend in Höhe von 1,75% zugrunde gelegt.

Die Pensionsrückstellungen wurden gemäß § 253 Abs. 2 Satz 1 HGB mit dem ihrer Restlaufzeit 

entsprechenden durchschnittlichen Marktzinssatz der vergangenen zehn Geschäftsjahre in Höhe von 

1,83 % abgezinst.



Der Unterschiedsbetrag zwischen dem Ansatz der Rückstellungen für

Altersversorgungsverpflichtungen nach Maßgabe des entsprechenden durchschnittlichen 

Marktzinssatzes aus den vergangenen zehn Geschäftsjahren und dem Ansatz der Rückstellungen 

nach Maßgabe des entsprechenden durchschnittlichen Marktzinssatzes aus den vergangenen sieben 

Geschäftsjahren beträgt TEUR 3.

Im Übrigen wurden für ungewisse Verbindlichkeiten Rückstellungen in angemessener Höhe gebildet.

Angaben zur Behandlung von negativen Zinsen
Negative Zinsen auf finanzielle Vermögenswerte bzw. finanzielle Verbindlichkeiten wurden in der 

Gewinn- und Verlustrechnung bei den betreffenden Zinserträgen bzw. Zinsaufwendungen in Abzug 

gebracht.

Der Umfang negativer Zinsen bei den Zinserträgen und Zinsaufwendungen wird in Form von 

Darunter-Vermerken in der Gewinn- und Verlustrechnung angegeben.

Verwendung des Jahresergebnisses
Der Jahresabschluss wurde vor Verwendung des Jahresergebnisses aufgestellt.

Abweichungen zu den Bilanzierungs-, Bewertungs- und Umrechnungsmethoden
Von den Bilanzierungs-, Bewertungs- und Umrechnungsmethoden des Vorjahres wurde nicht 

abgewichen.



C. Entwicklung des Anlagevermögens 2023 

Anschaffungs- / Zugänge (a) Umbuchungen (a) Anschaffungs- /
Herstellungskosten zu Zuschreibungen (b) Abgänge (b) Herstellungskosten

Beginn des am Ende des
Geschäftsjahres im Geschäftsjahr Geschäftsjahres

EUR EUR EUR EUR

Immaterielle 
Anlagewerte

a) Selbstgeschaffene 0 0
(a)

0
(a)

0

gewerbliche 0
(b)

0
(b)

Schutzrechte und 
ähnliche Rechte

b) entgeltlich erwor- 9.601 0
(a)

0
(a)

9.601

bene Konzessio- 0
(b)

0
(b)

nen, gewerbliche 
Schutzrechte und 
ähnliche Rechte 
und Werte sowie 
Lizenzen an sol-

chen Rechten und 
Werten

c) Geschäfts- oder 0 0
(a)

0
(a)

0

Firmenwert 0
(b)

0
(b)

d) geleistete 0 0
(a)

0
(a)

0

Anzahlungen 0
(b)

0
(b)

Sachanlagen
a) Grundstücke und 1.873.716 0

(a)
0

(a)
1.873.716

Gebäude 0
(b)

0
(b)

b) Betriebs- und 311.018 90.974
(a)

0
(a)

379.721

Geschäfts-
ausstattung

0
(b)

22.271
(b)

Summe a 2.194.335 90.974
(a)

0
(a)

2.263.038

0
(b)

22.271
(b)



Änderungen der gesamten Abschreibungen im 
Zusammenhang mit

Abschreibungen zu Abschreibungen Zugängen (a) Umbuchungen (a) Abschreibungen am Buchwerte
Beginn des Geschäftsjahr (a) Zuschreibungen (b) Abgängen (b) Ende des Bilanzstichtag

Geschäftsjahres (gesamt) Zuschreibungen 
Geschäftsjahr (b)

Geschäftsjahres (gesamt)

EUR EUR EUR EUR EUR EUR

Immaterielle Anlagewerte

a) Selbstgeschaffene 0 0
(a)

0
(a)

0
(a)

0 0

gewerbliche 0
(b)

0
(b)

0
(b)

Schutzrechte und 
ähnliche Rechte

b) entgeltlich erwor- 9.596 0
(a)

0
(a)

0
(a)

9.596 5

bene Konzessio- 0
(b)

0
(b)

0
(b)

nen, gewerbliche 
Schutzrechte und ähn-

liche Rechte und 
Werte sowie Lizenzen 
an solchen Rechten 

und Werten

c) Geschäfts- oder 0 0
(a)

0
(a)

0
(a)

0 0

Firmenwert 0
(b)

0
(b)

0
(b)

d) geleistete 0 0
(a)

0
(a)

0
(a)

0 0

Anzahlungen 0
(b)

0
(b)

0
(b)

Sachanlagen

a) Grundstücke und 798.861 95.779
(a)

0
(a)

0
(a)

894.640 979.076

Gebäude 0
(b)

0
(b)

0
(b)

b) Betriebs- und 67.594 35.122
(a)

0
(a)

0
(a)

80.445 299.276

Geschäftsausstattung 0
(b)

0
(b)

22.271
(b)

Summe a 876.051 130.901
(a)

0
(a)

0
(a)

984.681 1.278.357

0
(b)

0
(b)

22.271
(b)




















































